wurde Ihnen mit Beschluss vom …………… Verfahrenskostenhilfe ohne Ratenzahlung bewilligt.

In diesem Zusammenhang ergeht folgende Belehrung gemäß § 120a II ZPO:
Sofern sich binnen 4 Jahren nach rechtskräftiger Entscheidung oder sonstiger Beendigung des Verfahrens Ihre wirtschaftlichen Verhältnisse verbessern (z.B. wenn Ihnen Einnahmen aus einem Hausverkauf oder einer Erbschaft zufließen oder Sie durch das gerichtliche Verfahren etwas erlangen oder sich Ihre monatlichen Einnahmen um mindestens 100,00 € erhöhen oder sich Ihre monatlichen Belastungen um mindestens 100,00 € verringern o. ä.) oder sich Ihre Adresse ändert, haben Sie dies dem Gericht unaufgefordert und unverzüglich mitzuteilen. 

Ein Verstoß gegen diese Mitteilungspflicht hat die Aufhebung der Verfahrenskostenhilfe zur Folge (§ 124 I Nr. 4 ZPO).

Sollten Sie nach Abgabe einer Erklärung im Rahmen Ihrer Mitteilungspflicht keine Rückantwort des Amtsgerichts erhalten, verbleibt es bei der bewilligten Verfahrenskosten​hilfe.

